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Stellungnahme der Bundesregierung 
gemäß § 6 Abs. 4 des Gesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 

I. 

1. Mit seinem Zweiten Jahresgutachten hat der Sachverständi- 
genrat wiederum eine umfassende Analyse der Wirtschafts- 
entwicklung vorgelegt. Er hat in anerkennenswerter Weise 
versucht, die oft verwickelten Zusammenhänge des wirt- 
schaftlichen Geschehens und den Einfluß wirtschaftspoliti- 
scher Maßnahmen auf den gesamtwirtschaftlichen Ablauf 
zu klären. 


2. Das Gesetz schreibt vor, daß die Veröffentlichung des Gut- 
achtens durch den Sachverständigenrat nach acht Wochen 
zu geschehen hat und die Bundesregierung gleichzeitig ihre 
Stellungnahme vorlegt. Bundesregierung und Sachverstän- 
digenrat waren sich jedoch darin einig, Gutachten und Stel- 
lungnahme so früh wie möglich zu veröffentlichen. Um 
künftig eine rasche Veröffentlichung des Gutachtens zu er- 
möglichen, wird die Bundesregierung eine Änderung der 
gesetzlichen Vorschriften anregen. Der Sachverständigen- 
rat sollte das Gutachten zum 15. November der Bundes- 
regierung vorlegen, die dieses unverzüglich den gesetz- 
gebenden Körperschaften zuleitet. Die Stellungnahme der 
Bundesregierung wäre spätestens nach Ablauf von acht 
Wochen den gesetzgebenden Körperschaften zu übergeben. 


3. Die Bundesregierung betrachtet ihre Stellungnahme zum 
Jahresgutachten 1965 als eine willkommene Gelegenheit, 
die wichtigsten Anregungen des Sachverständigenrates zu 
behandeln. Sie sieht davon ab, in ihrer Stellungnahme zu 
sehr auf Einzelheiten einzugehen, behält sich jedoch vor, 
sich zu gegebener Zeit zu äußern. 


II. 

4. Mit der Analyse der Konjunkturentwicklung im Jahre 1965 
und der gegenwärtigen Situation stimmt die Bundesregie- 
rung in den wesentlichen Punkten überein. Die seit Ab- 
schluß des Gutachtens bekanntgewordenen Konjunktur- 
daten unterstreichen die Hinweise des Sachverständigen- 
rates auf die Einengung des Spielraums für weitere Produk- 
tionserhöhungen und auf die Änderung der außenwirt- 
schaftlichen Situation. 
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5. Die Bundesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zum 
Jahresgutachten 1964 (Ziffer 26) darauf hingewiesen, daß 
die Preisentwicklung im Jahre 1965 stabiler als erwartet 
verlaufen könnte, sofern die Eindämmung des Nachfrage- 
zuwachses zu einer von allen Seiten unterstützten Politik 
gemacht werde. Zu dieser allseitigen Unterstützung ist es 
nicht gekommen. Die Preise sind im Laufe des Jahres 1965 
stärker als erwartet gestiegen. Dabei sollten aber nicht die 
außergewöhnlichen Faktoren übersehen werden, die dazu 
beigetragen haben. Hinzuweisen ist u. a. auf die Erhöhung 
der Agrarpreise im In- und Ausland und auf die Steigerung 
der Einfuhrpreise für diese Erzeugnisse, die sich aus der 
ungünstigen Witterung und dem zyklisch bedingt niedrigen 
Produktionsstand bei tierischen Erzeugnissen ergeben hat. 


6. Der Sachverständigenrat hat in seinem Jahresgutachten 
1965 eingeräumt, daß die Maßnahmen der Wirtschaftspoli- 
tik, vor allem die Kuponsteuer und die restriktive Kredit- 
politik der Deutschen Bundesbank, nennenswerte Wirkun- 
gen gezeitigt haben. Zu der von ihm und in der Öffentlich- 
keit an der Kuponsteuer geübten Kritik hat die Bundes- 
regierung ihre Haltung mehrfach dargelegt. 

Der Sachverständigenrat hatte den übermäßigen Devisen- 
zustrom in seinem Jahresgutachten 1964 selbst als schädlich 
bezeichnet. Die Spannungen am Wertpapiermarkt sind in 
erster Linie die Folge der überhöhten Finanzierungswünsche 
und — seit Mitte 1965 — auch eine Konsequenz der Zurück- 
haltung der Banken im Wertpapiererwerb, die im Zusam- 
menhang mit der allgemeinen Liquiditätsverknappung zu 
sehen ist. Es sollte auch beachtet werden, daß bei der be- 
schränkten Auswahl und geminderten Durchschlagskraft der 
konjunkturpolitischen Instrumente zuweilen auf einzelnen 
Gebieten um so einschneidendere Maßnahmen getroffen 
werden müssen und daß schließlich die gewählte Form der 
Kapitalertragsteuer auch unter steuersystematischem Ge- 
sichtspunkt ihre Rechtfertigung findet. 

Die Bundesregierung hält ferner den Vorwurf, ihre Politik 
der Kursstützung für öffentliche Anleihen habe versagt 
(Ziffer 134), nicht für gerechtfertigt. Die Kurspflegepolitik 
des Bundes war im Verlauf des Jahres 1964 und auch noch 
in den ersten Monaten des Jahres 1965 durchaus erfolgreich. 
Sie wurde erst eingeschränkt, als die Übernachfrage am 
Kapitalmarkt immer größer wurde. Die unverminderte Fort- 
setzung der Kurspflege hätte angesichts der massiven Zins- 
steigerungstendenz nur zu spekulativen Umtauschoperatio- 
nen institutioneller Anleger geführt. 

Die Bundesregierung könnte sich auch nicht damit abfinden, 
wenn die Geldentwertung bei der Besteuerung der Zins- 
erträge berücksichtigt würde; sie nimmt nicht an, daß der 
Sachverständigenrat dies in Ziffer 113 anregen wollte. Die 
steuerliche Aufteilung von Zinseinnahmen in „echte" Zin- 
sen und in einen Ausgleichsbetrag für die Geldentwertung 
wäre die staatliche Anerkennung der Inflation. Damit würde 
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die Kaufkraftminderung des Geldes tendenziell sogar ver- 
stärkt, weil das Vertrauen in die Stabilität der Währung 
geschwächt würde. Die Anerkennung, daß die Inflation un- 
vermeidlich ist, könnte auch nicht auf das Steuerrecht be- 
schränkt werden, sondern in den verschiedensten Rechts- 
gebieten virulent werden. 


7. In der Hauptsache richtet sich die Kritik des Sachverstän- 
digenrates gegen die unerwartet starke Zunahme der 
öffentlichen Ausgaben. Es wird auch von der Bundesregie- 
rung nicht verkannt, daß die Entwicklung der öffentlichen 
Haushalte unbefriedigend verlief. Das gilt keineswegs, wie 
oft angenommen wird, nur für den Bundeshaushalt, sondern 
auch für die Haushalte der übrigen Gebietskörperschaften. 
Indessen sollte sich niemand dem Irrtum hingeben, das An- 
schwellen der Staatsausgaben liege in der Unersättlichkeit 
der Verwaltung begründet; im Bundeshaushalt hat sich 
deutlich gezeigt, daß es gerade die Einkommensübertragun- 
gen und die Hilfe für die Bundesbahn waren, die den stärk- 
sten Anteil an der Ausgabenexpansion hatten. Der Staat 
hat längst aufgehört, nur eine Ordnungs- und Verwaltungs- 
institution zu sein. Er wird von vielen, allzu vielen Grup- 
pen des Volkes sehr bewußt als eine Instanz zur Sicherung 
unci Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage empfunden. 
Es wäre deshalb ungerechtfertigt, den Staat als eine geson- 
derte, auf sein Eigeninteresse gerichtete „Gruppe" anzu- 
sprechen und mit anderen Gruppen gleichzusetzen. Die 
Ausgaben des Staates bedeuten zum großen Teil eine Um- 
verteilung von Einkommen, ein weiterer großer Teil dient 
der Erhaltung und dem Ausbau der für das Wohl des Vol- 
kes notwendigen Einrichtungen; diese sind nicht weniger 
wichtig für den individuellen Lebenszuschnitt als die Stei- 
gerung der direkt meßbaren privaten Lebenshaltung. 


8 . In der Öffentlichkeit und auch in den Ausführungen des 
Jahresgutachtens 1965 wird zuweilen der Eindruck erweckt, 
als ob die Entwicklung der Staatsausgaben im Jahre 1965 
die einzige oder weitaus bedeutendste Ursache der be- 
schleunigten Erhöhung des allgemeinen Preisniveaus ge- 
wesen sei. Dagegen wird nur selten daran erinnert, daß die 
Steigerung der Investitionen (Anstieg der Ausrüstungs- 
investitionen um rd. 12 Vo) und der Löhne (Zunahme der 
Bruttolöhne und -gehälter je abhängig Beschäftigten um rd. 
8 V 2 ®/o) ebenfalls, und zwar in erheblichem Maße, zu den 
Kosten- und Preissteigerungen beigetragen haben. Der An- 
stieg der Ausgaben für Ausrüstungen hat im Laufe des Jah- 
res 1965 zu einer Erhöhung der Investitionsgüterpreise von 
mehr als 3 ®/o geführt, trotz der gleichzeitigen, starken Zu- 
nahme der Einfuhr auch dieser Güter. 

Auch die effektive Lohnentwicklung, die von der Tarif- 
politik beeinflußt wurde, ging weit über das der Preisstabi- 
lität zuträgliche Maß hinaus. Wenngleich die wechselseitige 
Abhängigkeit zwischen den vorwiegend von der Lage am 
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Arbeitsmarkt bestimmten effektiven Löhnen und den tarif- 
lich vereinbarten Lohnsätzen weder statistisch noch theore- 
tisch genau geklärt werden kann, so ist doch die Einwirkung 
der Tarifpolitik auf die Entwicklung der Arbeitskosten 
unbestreitbar. 

Die Bezugnahme auf die Entwicklung einer theoretischen 
„Lohnquote", wie sie der Sachverständigenrat aufgezeigt 
hat (Tabelle 30 und Ziffer 90 ff.), vermag nach Ansicht der 
Bundesregierung die Zusammenhänge nicht zu klären, weil 
es nicht möglich ist, die Nicht-Arbeitseinkommen aus- 
schließlich auf die Zahl der Selbständigen und mithelfenden 
Familienangehörigen zu beziehen, wie es in dieser Rech- 
nung implicite geschieht. 


IIL 

9. Mit Recht weist der Sachverständigenrat im Vorwort zu 
seinem Gutachten darauf hin, daß die Entscheidungen von 
heute die Wirtschaftsentwicklung der näheren oder auch 
ferneren Zukunft bestimmen. Hier liegt sicher ein noch in 
keinem Staat und zu keiner Zeit zufriedenstellend gelöstes 
Problem der Koordinierung aller in die Zukunft wirkenden 
Entscheidungen — auch der nichtstaatlichen — , das im übri- 
gen noch erschwert wird durch eine Reihe überkommener 
Praktiken und Vorstellungen. 

Die Bundesregierung sieht sich in Übereinstimmung mit 
dem Sachverständigenrat darin, daß es einer laufenden Ab- 
stimmung der Verhaltensweise aller Beteiligten bedarf. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß ihre vielfältigen 
Bemühungen, in allen Kreisen der Bevölkerung die Bereit- 
schaft zu einer Einordnung der Ansprüche in die gesamt- 
wirtschaftlichen Möglichkeiten zu fördern, auch schon in 
der Vergangenheit zur erfolgreichen Entwicklung der deut- 
schen Volkswirtschaft beigetragen haben. Angesichts der 
veränderten gesamtwirtschaftlichen Situation hält die Bun- 
desregierung aber — wie schon aus ihrer Erklärung vom 
10. November 1965 hervorgeht — eine Weiterentwicklung 
und Intensivierung der bisherigen Bemühungen für erfor- 
derlich. Sie hat daher am 14. Dezember 1965 begonnen, 
einen umfassenden und intensiven Dialog mit Repräsentan- 
ten der Wirtschafts- und Sozialverbände zu führen (vgl. 
Ziffer 21 dieser Stellungnahme). Sie hat außerdem ihren Be- 
schluß Über die Reduzierung des Haushaltsvolumens für 
das Jahr 1966 in dem Bewußtsein gefaßt, daß er ergänzt 
werden muß durch eine Reihe weiterer Maßnahmen, mit 
denen die Finanzpolitik weit mehr als bisher zur Unterstüt- 
zung der Konjunktur- und Wachstumspolitik herangezogen 
wird. Diese Maßnahmen beweisen die Entschlossenheit der 
Bundesregierung, mit gutem Beispiel voranzugehen; sie 
geben ihr das Recht zu erwarten, daß alle Verantwortlichen 
im öffentlichen und wirtschaftlichen Leben ihre Beschlüsse 
und Forderungen gleichzeitig und gleichermaßen auf die 
Stabilisierung ausrichten. 
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10. In ihrer Erklärung vom 10. November 1965 hat die Bundes- 
regierung folgende Maßnahmen angekündigt: 

A. Die Bundesregierung wird für das Jahr 1966 einen Haus- 
halt vorlegen, der eine stabihsierende Wirkung auf die 
Wirtschaftsentwicklung des kommenden Jahres haben 
wird. Im Vergleich zu den geschätzten Ist-Ausgaben des 
Bundes im Jahre 1965 wird das Haushaltssoll 1966 um 
5 % höher liegen. Dieser Vergleich schließt die Entschei- 
dung ein, daß ein Auseinanderklaffen zwischen Ist und 
Soll 1966 nicht in Betracht kommt. Daher wird die Bun- 
desregierung neue Gesetze, die zu einer Mehrausgabe 
oder Einnahmeminderung führen, erst dann einbringen, 
wenn sichergestellt ist, daß dadurch das Ausgabevolu- 
men im Jahre 1966 nicht ausgeweitet wird. 

Von den gesetzgebenden Körperschaften erwartet die 
Bundesregierung, daß sie sich diese Stabilitätspolitik zu 
eigen machen und bei der Einbringung haushaltswirk- 
samer Anträge die gleiche Zurückhaltung üben. Be- 
schlüsse mit finanzieller Auswirkung sollten nur noch 
im Zusammenhang mit der Verabschiedung von Haus- 
haltsplänen gefaßt werden. Die Bundesregierung wird 
eine wirksamere Ausfüllung des Artikels 113 GG im 
Zusammenhang mit den Bemühungen des Deutschen 
Bundestages zur Änderung des § 96 seiner Geschäfts- 
ordnung anstreben. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen fortsetzen, 
in Gesprächen mit den Ministerpräsidenten der Länder 
und in Fühlungnahme mit den kommunalen Spitzenver- 
bänden die Haushaltspolitik aller „öffentlichen Hände" 
mit den Erfordernissen einer gemeinsamen Stabilitäts- 
politik in Einklang zu bringen. 

B. Zusammen mit dem Haushaltsplan 1966 wird die Bun- 
desregierung in Fortführung des ersten Versuches im 
Finanzbericht 1965 eine verbesserte mehrjährige Haus- 
halt süb ersieht veröffentlichen. Diese wird die Belastun- 
gen künftiger Flaushalte nach dem gegenwärtigen Stand 
der Gesetzgebung enthalten und fortlaufend ergänzt 
werden. Um den gesetzgebenden Körperschaften und 
der Öffentlichkeit eine bessere Übersicht zu ermöglichen, 
beabsichtigt die Bundesregierung, die Haushaltsentwick- 
lung des laufenden und der kommenden Jahre so darzu- 
stellen, daß alle Beschlüsse mit ausgabeerhöhender Wir- 
kung auch der breiten Öffentlichkeit bewußt werden. 

C. Mit dem Finanzbericht 1966 wird erneut eine Aufstel- 
lung über die Maßnahmen des Bundeshaushalts mit Sub- 
ventionscharakter vorgelegt werden. Die Bundesregie- 
rung wird alle Möglichkeiten des Subventionsabbaus 
eingehend prüfen. 

11. Im Zusammenhang mit der Finanzreform wird die Bundes- 
regierung weitere Maßnahmen ergreifen. Dabei handelt es 
sich u. a. um folgende Vorhaben: 
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Die Bundesregierung wird ihrer Haushaltswirtschaft eine 
längerfristige Rahmenplanung zugrunde legen, die den 
öffentlichen Gesamthaushalt umfassen soll und im Beneh- 
men mit den Regierungen der Länder aufzustellen ist. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß auch die Länder ihre 
Haushalte nach dem Rahmenplan orientieren. 

Die Bundesregierung wird mit den Ländern erörtern, wie 
zur Abwehr von akuten Gefahren für die Stabilität koordi- 
nierende Bestimmungen über die öffentlichen Ausgaben in 
Bund, Ländern und Gemeinden sowie über die Kreditauf- 
nahme dieser Körperschaften geschaffen werden können. 


12. Die Bundesregierung wird gesetzliche Maßnahmen zur För- 
derung der wirtschaftlichen Stabilität vorrangig beraten 
und den gesetzgebenden Körperschaften vorlegen. 

Diese Vorschläge dienen der Erweiterung des konjunktur- 
politischen Instrumentariums, die in der Denkschrift der 
Bundesregierung — Bundestagsdrucksache IV/ 1752 (Anhang) 
vom 8, Juni 1964 — angekündigt war. 


13. Schließlich werden alle Bundesministerien in ihren aus- 
gabe- und einnahmewirksamen Kabinettsvorlagen über die 
gegenwärtige Praxis hinaus die finanziellen Auswirkungen 
auf einen Zeitraum von fünf Jahren sowie die gesamtwirt- 
schaftlichen Auswirkungen darzustellen haben. 


14. Mit den erwähnten Maßnahmen, die zum Teil schon ein- 
geleitet sind, zum Teil vorbereitet werden, glaubt die Bun- 
desregierung ihrerseits wesentliche Voraussetzungen ge- 
schaffen zu haben, um ihren Beitrag zu einer stabilitäts- 
orientierten Politik zu leisten. 


IV. 

15. Ausgehend von seiner Analyse der Konjunkturlage gegen 
Ende des Jahres 1965 hat der Sachverständigenrat eine Vor- 
ausschau auf die wirtschaftliche Entwicklung gegeben. Die 
Bundesregierung begrüßt es, daß der Sachverständigenrat 
trotz aller berechtigten Bedenken diese Vorausschau auf 
ein volles Jahr ausgedehnt hat. Er konnte das nur unter 
mehreren Annahmen tun, deren Wahrscheinlichkeitsgrad 
nicht immer zuverlässig beurteilt werden kann. 

16. Der Sachverständigenrat hält die sofortige Erzwingung der 
Preisstabilität nicht für vertretbar. Ohne Gefährdung des 
Wirtschaftswachstums könne die Stabilisierung lediglich 
mit einem „Zweistufenplan" erreicht werden. Dazu ist die 
Hinordnung aller Glieder des öffentlichen Lebens auf das 
Gemeinwohl unentbehrlich. Als Ziel dieser Zusammenarbeit 
hat der Sachverständigenrat folgende Leitlinien für das 
Jahr 1966 genannt: 
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— Bund, Länder und Gemeinden kürzen ihre Ausgabe- 
ansätze so weit, daß die Zuwachsrate gegenüber dem 
Vorjahr die Rate der voraussichtlichen Steigerung des 
realen Sozialprodukts (rd. 4 Vo) um höchstens 2 Vo über- 
steigt; 

— Bundesbank und Geschäftsbanken stellen sicher, daß 
das Kreditvolumen zur Finanzierung der Privatinvesti- 
tionen nicht über die Rate der voraussichtlichen Steige- 
rung des realen Sozialprodukts (rd. 4%) zuzüglich 2 ®/o 
ausgedehnt wird; 

— die Sozialpartner gewährleisten, daß die Zunahme der 
tariflichen Stundenverdienste im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt das Ausmaß der voraussichtlichen gesamt- 
wirtschaftlichen Produktivitätssteigerung von 4Vo nur 
um 2 Vo übersteigt. 

Sofern diese „Leitlinien" beachtet werden, hält es der Sach- 
verständigenrat für möglich, eine Zunahme des realen 
Bruttosozialprodukts von 4Vo bei einer Preisrate von nur 
2 ®/o zu erzielen (Prognose II, Ziffer 209 bis 221). Im Jahre 
1967 soll dann eine weitere Reduzierung der Preissteige- 
rung auf 1 ®/o angestrebt werden. 

Würden die „Leitlinien" nicht beachtet, dann müßte nach 
der Vorausschau des Sachverständigenrates für die kom- 
menden 12 Monate mit einem erheblichen Überschuß der 
laufenden Nachfrage über das realisierbare Angebot ge- 
rechnet werden. Dieses Ungleichgewicht wäre vor allem 
darauf zurückzuführen, daß die Entwicklung der Lohn- und 
Ubertragungseinkommen, giemessen an den beschränkten 
Möglichkeiten der Produktionsausweitung, zu schnell sein 
dürfte (Ziffer 170 f.). Der Preisauftrieb würde außerdem eine 
Zunahme der Investitionsausgaben mit sich bringen, die 
größer wäre, als für die reale Ausweitung des Produktions- 
potentials (Rationalisierungs- und Erweiterungsinvestitio- 
nen) erforderlich ist. Infolgedessen wäre eine Erhöhung des 
allgemeinen Preisniveaus um einen Satz zu befürchten, der 
denjenigen des vergangenen Jahres 1965 zwar nicht er- 
reicht, aber mit 2,5 bis 3 Vo doch höher wäre, als mit dem 
Ziel der Preisstabilisierung zu vereinbaren ist. 


V. 

17, Die Bundesregierung stimmt dem Sachverständigenrat zu, 
„daß Geldwertstabilität auch ohne deflatorische Begleit- 
erscheinungen erreichbar ist" (Ziffer 187). Der Sachverstän- 
digenrat spricht allen Gruppen der Wirtschaft und dem 
Staat eine gemeinsame Verantwortung zu^ wobei dem Staat 
die doppelte Pflicht auferlegt wird, seine eigene Nachfrage 
in den vorgegebenen Grenzen zu halten und die Gewinn- 
entwicfclung durch wirtschaftspolitische Maßnahmen so zu 
regulieren, daß die Investitionsausgaben des Untemeh- 
menssektors ebenfalls eingedämmt werden. Nach Ansicht 
des Sachverständigenrates besteht die Chance, die Lohn- 
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entwicklung innerhalb der zuträglichen Grenzen zu halten, 
erst dann, wenn diese zwiefache Voraussetzung erfüllt ist. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß keine Gruppe 
der Wirtschaft mit ihrem Beitrag so lange warten sollte, bis 
der Staat seinerseits alle Voraussetzungen für das Gelin- 
gen der gemeinsamen Politik erfüllt hat. Sie legt vielmehr 
Wert auf die absolute Gleichzeitigkeit in der Bereitschaft 
zu dieser Politik. 

Von den Unternehmern erwartet die Bundesregierung, daß 
sie keinen Versuch machen, den verengten Selbstfinanzie- 
rungsspielraum durch Preiserhöhungen zu erweitern. Auch 
sie müssen bei allen ihren Dispositionen die allgemeine 
Politik der Preisstabilisierung unter Verzicht auf die Aus- 
nutzung kurzfristiger Marktchancen und im Interesse der 
Erhaltung ihrer Wettbewerbsfähigkeit unterstützen. 

Wenn die Investitionstätigkeit aus konjunkturellen Grün- 
den ohnehin nur in abgeschwächtem Maße zunehmen wird 
und die Ausgabensteigerung im Bundeshaushalt auf das in 
Ziffer 10 A genannte Ausmaß begrenzt wird, hat die Bun- 
desregierung ein Recht zu erwarten, daß auch die Lohnpoli- 
tik sofort und ohne Vorbehalte ihren Beitrag leistet. 

In der festen Überzeugung, daß diese Politik in der Öffent- 
lichkeit allgemeine Zustimmung und Bereitschaft findet, ist 
die Bundesregierung willens, alle nur denkbaren Möglich- 
keiten für die Preisstabilisierung wahrzunehmen. 

18. Zu dem Charakter der „Leitlinien", die der Sachverstän- . 
digenrat vorgeschlagen hat, merkt die Bundesregierung fol- 
gendes an: 

Wie der Sachverständigenrat ist auch die Bundesregierung 
davon überzeugt, daß alles getan werden muß, um jedem 
„Rechnen mit der Inflation" den Boden zu entziehen. Des- 
wegen lehnt die Bundesregierung es ab, bei der Festlegung 
von „Leitlinien" einen Preisanstieg zu antizipieren. Alle 
Erfahrung zeigt, daß so formulierte und gebilligte Richtsätze 
von vornherein nur als Untergrenze angesehen werden und 
darüber hinausgehende Forderungen und Ansprüche her- 
vorrufen würden. Die Bundesregierung kann von ihrem 
Ziel, die Stabilisierung so rasch wie möglich zu erreichen, 
nicht ablassen. Deshalb unterstreicht sie mit besonderem 
Nachdruck, daß die Erhöhung der Nachfrage unbedingt 
schon im Verlauf des Jahres 1966 unter den vom Sachver- 
ständigenrat genannten Sätzen bleiben muß. Dies hat sie 
für ihre eigene Haushaltspolitik in Ziffer 10 A als verbind- 
lich akzeptiert. 

19. Die Bundesregierung folgt dem Sachverständigenrat nicht 
in der Annahme, daß jede Erhöhung der Staatsausgaben 
um auch nur 1 Vo über die genannte „Leitlinie" hinaus unter 
Einschluß aller direkten und indirekten Folgewirkungen 
einen zusätzlichen Geldwerts ch wund von etwa 1 ^/o zur 
Folge haben würde (Ziffer 191 d); eine solche Schätzung 
kann die Bundesregierung nur als einen Hinweis auf die 
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besondere Bedeutung der Staatsausgaben für den Wirt- 
sdiaftsablauf verstehen. 

20. Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß die Kredit- 
politik in näherer Zukunft in einen Zielkonflikt geraten 
könnte. Solange aber die derzeitigen Tendenzen im Inland 
und die Ungleichgewichte in den außenwirtschaftlichen Be- 
ziehungen anhalten, muß die Kreditpolitik die restriktive 
Linie beibehalten. Sie schafft damit zugleich gesunde Grund- 
lagen für das langfristige wirtschaftlidie Wachstum. Von 
einer Gefährdung des wirtschaftlichen Wachstums kann zu- 
mindest gegenwärtig nicht gesprochen werden, da sich ein 
Ende der Überbeschäftigung nicht abzeichnet. 

Bundesregierung und Zentralbankrat haben sich bereits mit 
den Möglichkeiten einer Verbesserung des kreditpoliti- 
schen Instrumentariums befaßt und dabei auch die vom 
Sachverständigenrat in Ziffer 197 erwähnten Maßnahmen 
erörtert. Die Diskussion darüber ist noch nicht abgeschlos- 
sen. Es bestand jedodi Einigkeit, daß neue Methoden der 
Kreditpolitik in der gegenwärtigen Konjunkturphase nicht 
angewandt werden sollten. Die Anregung, vorzeitig künd- 
bare Anleihen nicht mehr zuzulassen (Ziffer 196), wird 
ebenfalls noch geprüft. 

Das kreditpolitische Instrumentarium der Bundesbank ist 
hinreichend elastisch, um einer Änderung der Konjunktur- 
lage, die mit einer erstrebten Beendigung des Preisanstiegs 
verbunden sein könnte, Rechnung zu tragen. Das vorran- 
gige Ziel der Kreditpolitik ist aber — ganz im Sinne des 
Sachverständigenrates — die Preisstabilisierung. Die Klar- 
heit über diesen Punkt dürfte die Beteiligten sicherlich 
dazu ermutigen, den gemeinsamen Weg zur Stabilisierung 
zu beschreiten. 

21. Das erste Gespräch über die gesamtwirtschaftliche Lage hat 
bereits zu einer Einigung zwischen der Bundesregierung 
und Vertretern von Wirtschafts- und Sozialverbänden dar- 
über geführt, daß Währungsstabilität, Vollbeschäftigung 
und Wirtschaftswachstum nur durch ein gleichzeitiges und 
gleichmäßiges konjunkturgerechtes Verhalten aller Betei- 
ligten gesichert werden können. 

22. Die Verhandlungen der Bundesregierung mit den Sozial- 
partnern und den anderen Gruppen der Wirtschaft sollen 
mehrmals im Jahr stattfinden. Das nächste Gespräch, an 
dem auch der Präsident der Deutschen Bundesbank und der 
Sachverständigenrat teilnehmen, wird unter dem Vorsitz 
des Bundesministers für Wirtschaft in der zweiten Januar- 
hälfte 1966 geführt werden. Der Sachverständigenrat hat 
Gelegenheit gehabt, seine Auffassung über das Ziel dieser 
Gespräche der Bundesregierung im einzelnen zu erläutern. 

23. Um die Beschränkung des Ausgabenanstiegs bei allen 
„öffentlichen Händen" im Jahre 1966 zu unterstützen, muß 
der von der Bundesregierung bereits mit Erfolg begonnene 
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Versuch, die Beanspruchung des Kapitalmarktes zu ver- 
ringern, fortgesetzt werden. Wenn Länder und Gemeinden 
mit dem Bund deutlich machen, daß für 1966 infolge der 
Revision der Haushaltsvoranschläge keine Überbeanspru- 
chung der Kreditmärkte zu erwarten steht, ist eine wesent- 
liche Voraussetzung für die Entspannung des Kapitalmark- 
tes geschaffen. 


VI. 


24. Der Sachverständigenrat hat versucht, zu neuen Erkennt- 
nissen über die Zusammenhänge zwischen Wachstum und 
Strukturwandel zu gelangen. Es wäre erwünscht, in späte- 
ren Gutachten aufzuzeigen, welchen Einfluß die wirtschafts- 
politischen Förderungsmaßnahmen von Bund und Ländern 
auf die regionalen Förderungsgebiete, die begünstigten 
Wirtschaftszweige und Unternehmensgruppen haben und 
wie sie das gesamtwirtschaftliche Wachstum beeinflussen. 

Den Wandel der Strukturen zu fördern, hat die Bundes- 
regierung bereits in ihrer Erklärung vom 10. November 
1965 als eine ihrer wichtigsten Aufgaben bezeichnet. Dabei 
wird sie weiterhin diejenigen, die Beruf, Wohnort oder 
Wirtschaftszweig wechseln müssen, vor unzumutbaren Här- 
ten bewahren. 

25. Einer zeitgemäßen Gestaltung von allgemeiner und beruf- 
licher Bildung mißt die Bundesregierung eine wesentliche 
Bedeutung auch für das Wirtschaftswachstum bei. Sie er- 
kennt die Notwendigkeit an, die Anpassung der beruflichen 
Aus- und Fortbildung an die wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Entwicklung zu fördern. Deshalb hat sie darauf 
geachtet, daß nur solche Ausbildungsberufe eingeführt wer- 
den, die eine breite Ausbildungsgrundlage und damit eine 
möglichst große berufliche Mobilität gewährleisten; sie hat 
Ausbildungsberufe aufgehoben, die diesen Ansprüchen 
nicht genügen. Ihr Gewerbeförderungsprogramm, das Pro- 
gramm zur Förderung der unselbständigen Mittelschichten, 
das Leistungsförderungsgesetz und andere Maßnahmen sor- 
gen für Ausbildung und Fortbildung. 

26. Die Bundesregierung wird die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen für bessere statistische Grundlagen zur Beurteilung der 
Bildung und Verteilung von Einkommen und Vermögen 
vorbereiten. Dabei wird sie auch die Anregungen des Sach- 
verständigenrates zum Ausbau der Einkommensstatistik 
prüfen. 

27. Eine Reihe weiterer Fragen und Anregungen des Gutach- 
tens, auf die die Bundesregierung in dieser Stellungnahme 
nicht eingegangen ist, wird sie in Gesprächen mit dem Sach- 
verständigenrat erörtern. Sie hofft, daß auch diese Ge- 
spräche dazu beitragen werden, die wirtschaftspolitische 
Diskussion im Sinne der im Gesetz über den Sachverstän- 
digenrat genannten Zielsetzungen zu versachlichen. 
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